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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 28. 


Inhalt: Landgüterordnung für den Regierungsbezirk Caſſel, mit Ausnahme des Kreiſes Rinteln, S. 315. — 
Geſetz, betreffend die Vertheilung der offentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen und die Gründung 
neuer Anſiedelungen in der Provinz Hannover, S. 324. 


(Nr. 9224.) Landgüterordnung für den Regierungsbezirk Caſſel, mit Ausnahme des Kreiſes 
Rinteln. Vom 1. Juli 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Regierungsbezirk Caffe „mit Ausnahme des Kreiſes Rinteln, was folgt: 


$. 1. 
Landgut im Sinne dieſes Geſetzes iſt eine in der Landgüterrolle des zu- 
ſtändigen Amtsgerichts eingetragene Beſitzung. 
a In die Rolle kann jede in dem Regierungsbezirke Caſſel, mit Ausnahme 
des Kreiſes Rinteln, belegene, mit einem Wohnhauſe verſehene Beſitzung eingetragen 
werden, welche zum Betriebe der Land- oder Forſtwirthſchaft beſtimmt iſt. 


1 $. 2. 

Zur Eintragung des Landgutes in die Landgüterrolle ift das Amtsgericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirke das Wohnhaus der Beſitzung liegt. 

Hat die Beſitzung mehrere Wohnhäuſer, welche in den Bezirken ver⸗ 
ſchiedener Amtsgerichte liegen, ſo hat das Oberlandesgericht zu beſtimmen, bei 
welchem Amtsgerichte das Landgut in die Rolle einzutragen iſt. 


$. 3. 

Ein Landgut ſoll in die Rolle nur dann eingetragen werden, wenn die 
Vorausetzungen des §. 1 Abſatz 2 zur Zeit der Eintragung vorhanden find. 
+ Gef. Samml. 1887. (Nr. 9224.) 53 
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Die Eintragung kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil 
dieſe Vorausſetzungen zur Zeit der Eintragung nicht vorhanden geweſen ſeien. 


. 4. 


Die Eintragung, ſowie die Löſchung in der Rolle erfolgt auf Antrag des 
Eigenthümers, welcher über das Landgut letztwillig verfügen kann. 
Steht das Landgut im Miteigenthume, ſo iſt der Antrag ſämmtlicher 
Miteigenthümer erforderlich. 
$. 5. 


In der Rolle erhält jedes Landgut ein eigenes Blatt. a 

Das Landgut beſteht aus denjenigen Grundſtücken, welche auf dem Rollen⸗ 
blatte vermerkt ſind. Auf dem Rollenblatte ſind alle Grundſtücke des Eigen⸗ 
thümers zu vermerken, welche als ſolche auf dem Blatte oder Artikel des Grund⸗ 
buches eingetragen ſind, einſchließlich der nach der Eintragung des Landgutes in 
die Rolle erworbenen und im Grundbuche zugeſchriebenen Grundſtücke. Die 
Zuſchreibung der letzteren in der Rolle erfolgt von Amtswegen und koſtenfrei. 

Bei der Eintragung des Landgutes in die Rolle und bei ſpäterer Erwerbung 
von Grundſtücken kann der Eigenthümer beſtimmen, daß einzelne Grundſtücke in 
die Rolle nicht einzutragen ſind. Dieſelben ſind auf dem Rollenblatte als aus⸗ 
genommen zu verzeichnen. a 

In gleicher Weiſe ſind einzelne Grundſtücke, wenn ſie auf Antrag des 
Eigenthümers gelöſcht werden, auf dem Rollenblatte zu verzeichnen. 

Auf dem Blatte oder Artikel des Grundbuches iſt die Nummer des Rollen- 
blattes koſtenfrei zu vermerken. 

Grundſtücke, welche in dem Grundbuche nicht eingetragen find, werden auf 
dem Rollenblatte nach dem Grundſteuerkataſter bezeichnet. 


$. 6. 
Wird in Folge von Veräußerungen ein Theil eines Landgutes im Grund⸗ 
buche abgeſchrieben, fo erhält dieſer Theil, falls die Vorausſetzungen des F. 1 
Abſatz 2 für denſelben zutreffen, in der Rolle ein eigenes Blatt, wovon der Er- 
werber zu benachrichtigen iſt. Treffen dieſe Vorausſetzungen nicht zu, ſo iſt mit 
der Abſchreibung im Grundbuche auch die Löſchung des veräußerten Theiles in 
der Rolle zu bewirken. 
Die Anlegung des Blattes und die Löſchung erfolgt von Amtswegen und 
koſtenfrei. 
§. 7. 


Für den Amtsgerichtsbezirk Vöhl treten an die Stelle der $$. 5 und 6 die 
nachfolgenden Vorſchriften: 

In der Rolle erhält jedes Landgut ein eigenes Blatt. Die Grundſtücke 
ſind nach Flur und Nummer des Grundbuches oder, ſofern ein Grundbuch noch 
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nicht angelegt iſt, nach dem Grundſteuerkataſter auf dem Rollenblatte zu ver⸗ 
zeichnen. Nur die ſo eingetragenen Grundſtücke gehören zum Landgute. 

Bei Grundſtückserwerbungen zu einem Landgute iſt guide gg mit dem 
Eintrage in das Mutationsverzeichniß die Zuſchreibung auch in der Rolle zu be 
wirken, wenn der Erwerber nicht ſeine entgegengeſetzte Abſicht ausdrücklich erklärt. 

Bei Veräußerungen eines Theiles eines Landgutes iſt gleichzeitig mit dem 
Eintrage in das Mutationsverzeichniß die Löſchung des veräußerten Theiles in der 
Rolle zu bewirken, wenn bei demſelben die Vorausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 
nicht zutreffen. Treffen dieſe Vorausſetzungen zu, ſo erhält der veräußerte Theil 
in der Rolle ein eigenes Blatt, wovon der Erwerber zu benachrichtigen iſt. 

In den in den beiden letzten Abſätzen genannten Fällen erfolgen die Zu⸗ 
ſchreibungen und Löſchungen in der Rolle, ſowie die Anlegung eines neuen Blattes 
von Amtswegen und koſtenfrei. 

$. 8. 


Liegen die zum Landgute gehörenden Grundſtücke in den Bezirken verfchiedener 
Amtsgerichte, jo haben die letzteren in den Fällen der $$. 5 bis 7 von den Ein⸗ 
tragungen und Löſchungen im Grundbuche und in der Rolle ſich gegenſeitig von 
Amtswegen und koſtenfrei Nachricht zu geben. 


$. 9. g 
Die Anträge auf Eintragung, beziehungsweiſe auf Löſchung in der Rolle 
werden bei dem 8 unter Anwendung der $$. 32 bis 34 der Grund⸗ 
buchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 446) mündlich angebracht 
oder ſchriftlich eingereicht. 
Das Amtsgericht hat dem Antragſteller mitzutheilen, daß die Eintragung, 
beziehungsweiſe die Löſchung erfolgt iſt. 


$. 10. 
Die Eintragung verliert ihre Wirkſamkeit durch die Löſchung. 
Die Eintragung iſt auch für jeden nachfolgenden 8 wirkſam, 
ſofern derſelbe Eigenthümer des ganzen Landgutes oder eines den Vorausſetzungen 
des $. 1 Abſatz 2 entſprechenden Theiles deſſelben iſt. 5 


$. 11. | 
Die Einficht der Rolle iſt Jedem geftattet, welcher nach dem Ermeſſen 
des Amtsgerichtes ein rechtliches Intereſſe dabei hat. 
Die Einſicht der Rolle erfolgt koſtenfrei. 


b. 12. 


Wird der Eigenthümer eines Landgutes von mehreren Nachkommen beerbt, 
ſo iſt in Ermangelung einer entgegenſtehenden letztwilligen Serfügung einer derſelben 
(Nr. 9224.) 5 
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berechtigt, bei der Erbtheilung das Landgut nebſt Zubehör nach Maßgabe der 
$$. 13 bis 26 zu übernehmen. 

Daſſelbe gilt, wenn bei der Erbtheilung neben den Nachkommen der über⸗ 

lebende Ehegatte betheiligt iſt. 

Die Abfindung der Miterben ($. 20) tritt, auch Dritten gegenüber, an 

die Stelle des Miteigenthums. 
§. 13. 

Im Sinne dieſes Geſetzes ſind Zubehör des Landgutes: 

1) die mit dem Landgute oder einzelnen Theilen deſſelben verbundenen 
Gerechtigkeiten; 

2) die auf dem Landgute vorhandenen Gebäude, Anlagen, Holzungen 
und Bäume; 

3) die auf die Rechtsverhältniſſe und die Bewirthſchaftung des Landgutes 
bezüglichen, zur Erbmaſſe gehörigen Bücher und Urkunden; 

4) das Gutsinventar; daſſelbe umfaßt: das auf dem Landgute behufs 
der Bewirthſchaftung deſſelben vorhandene Vieh, Acker- und Hausgeräth, 
den vorhandenen Dünger und die für die Bewirthſchaftung des Land- 

i utes bis zur nächſten Ernte erforderlichen Vorräthe an Früchten und 
ſonſtigen Erzeugniſſen. 


$. 14. 


In Ermangelung einer Vereinbarung der Betheiligten über die Perſon 
des Gutsübernehmers und über die Bedingungen der Gutsübernahme hat das 
nach $. 2 zuſtändige Amtsgericht auf Antrag der Betheiligten oder eines derſelben 
die ſämmtlichen Betheiligten zu einem Einigungsverſuche zu laden und bei dem⸗ 
ſelben möglichſt auf die Erhaltung der Einheit und Leiſtungsfähigkeit des Land⸗ 
gutes hinzuwirken. 

$. 15. 


Erfolgt bei dieſem Verſuche eine Einigung nicht, ſo beſtimmt ein Familien⸗ 
rath nach Maßgabe der $$. 12, 13, 16 bis 26 die Perſon des Gutsübernehmers 
und die Bedingungen der Uebernahme. 1 


$. 16. 


Der Familienrath wird aus dem nach F. 2 dieſes Geſetzes zuſtändigen 
Amtsrichter als Vorſitzenden und drei bis ſechs Verwandten oder Verſchwägerten 
des Erblaſſers als Mitgliedern gebildet. 

Die Mitglieder müſſen großjährig ſein, einen tadelloſen Ruf genießen und 
0 75 Kenntniß von den wirthſchaftlichen und Familienverhältniſſen des Erblaſſers 
eſitzen. 
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Iſt nach dem Ermeſſen des Amtsrichters eine genügende Anzahl nach 
Abſatz 1 und 2 geeigneter Verwandten oder Verſchwägerten nicht vorhanden, oder 
iſt deren Zuziehung mit beſonderen Schwierigkeiten verbunden, fo hat der Amts⸗ 
richter den Familienrath durch Zuziehung anderer nach Abſatz 2 geeigneter 
Perſonen zu ergänzen. 

Die Mitglieder des Familienraths werden nach Anhörung der Betheiligten 
und des Ortsvorſtandes von dem Amtsrichter berufen und von demſelben auf 
treue und gewiſſenhafte Führung ihres Amtes mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt 
verpflichtet. Ueber Einwendungen gegen ihre Berufung entſcheidet der Amtsrichter. 

Gegen die Entſcheidung des Amtsrichters, welche ſämmtlichen Betheiligten 
zuzuftellen iſt, iſt binnen einer Friſt von einer Woche nach der Zuſtellung die 
Beſchwerde an das Landgericht zuläſſig. Für die Beſchwerden find die Civil⸗ 
kammern der Landgerichte zuſtändig. Eine weitere Beſchwerde findet nicht ſtatt. 


$. 17. 


Der Familienrath iſt nur bei Anweſenheit des Amtsrichters und mindeſtens 
dreier Mitglieder beſchlußfähig. Er entſcheidet nach Anhörung der Betheiligten 
und freier Unterſuchung der Sachlage durch Mehrheit der Stimmen der 
anweſenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Amts⸗ 
richters den Ausſchlag. 

Die Entſcheidung des Familienrathes kann nur angefochten werden, ſoweit 
ſie auf der Verletzung einer Rechtsnorm beruht. Die Anfechtung kann nur durch 
Erhebung der Klage erfolgen. 

Die Mitglieder des Familienrathes erhalten, außer dem Erſatze ihrer baaren 
Auslagen, keine Vergütung. 

Die Verhandlungen und Entſcheidungen des Familienrathes ſind gebühren⸗ 
frei. Die entſtehenden baaren Auslagen fallen dem Gutsübernehmer und, 
gr Gutsübernahme nicht ſtattfindet, den bei der Erbtheilung Betheiligten 
zur Laſt. 


$. 18. . 


Bei der Beſtimmung des Gutsübernehmers ift für den Familienrath die 
dauernde einheitliche Erhaltung des Gutes in der Hand eines der Familienglieder 
maßgebend. 

Erachtet hiernach der Familienrath mehrere der Erben als zur Gutsüber⸗ 
nahme geeignet, ſo iſt dem männlichen Geſchlechte vor dem weiblichen und 
eventuell dem älteren Erben vor dem jüngeren der Vorzug zu geben. 

Die Beſtimmung des Gutsübernehmers unterbleibt: 

1) wenn der Familienrath ſich davon überzeugt, daß das Landgut wegen 

hoher Verſchuldung oder ſonſtiger Gründe in der Familie nicht erhalten 
werden kann, 5 
(Nr. 9224.) ; 


u 


2) wenn kein Nachkomme des Eigenthümers das Landgut unter den vom 
Familienrathe feſtgeſtellten Bedingungen übernehmen will. 


$. 19. 


Der Familienrath beſtimmt nach pflichtmäßigem Ermeſſen den bei der 
Erbtheilung an die Stelle des Landgutes nebſt Zubehör tretenden Werth deſſelben 
unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Verhältniſſe dergeſtalt, daß 
auch hierbei die dauernde Erhaltung des Gutes den ausſchlaggebenden Geſichts— 
punkt bildet und ſoweit, als es dies Intereſſe erfordert, der Gutsübernehmer vor 
ſeinen Miterben zu bevorzugen iſt. 

Unter dem zu beſtimmenden Werthe des Landgutes iſt nicht der Verkaufs⸗ 
werth, ſondern der Extragswerth deſſelben zu verſtehen. 

Das Ermeſſen des Familienraths wird inſoweit beſchränkt, daß der Werth 
des Landgutes nicht geringer, als der fünfundzwanzigfache, und nicht höher, als 
der fünfundvierzigfache Betrag des jährlichen Grundſteuerreinertrages der zu dem 
Landgute gehörigen Liegenſchaften beſtimmt werden kann. Bei Landgütern, bei 
welchen der Grundſteuerreinertrag geringer iſt, als der nach der Gebäudeſteuer 
berechnete Nutzungswerth der zu dem e gehörenden Gebäude, oder bei 
welchen dieſe Gebäude einen beſonderen Nutzen durch Vermiethung oder dergleichen 
gewähren, beſtimmt der Familienrath den Werth der Grundſtücke und Gebäude 
in Gemäßheit der Vorſchrift des erſten Abſatzes nach freiem Ermeſſen. 

Soweit die Betheiligten uneinig darüber ſind, ob einzelne Gegenſtände 
zum Gutsinventar gehören, ſteht dem Familienrathe die Entſcheidung zu. 


$. 20. 


Von dem nach $. 19 feftgejeten Gutswerthe iſt der Betrag der auf dem 
Gute ruhenden Hypotheken und Grundſchulden, ſowie der nach der vermuthlichen 
Lebensdauer des Berechtigten vom Familienrathe nach freiem Ermeſſen zu be⸗ 
ſtimmende Werth der von dem Gute zu leiſtenden Auszugs- und Alimentations⸗ 
verpflichtungen, mit Ausnahme jedoch der im F. 22 erwähnten, abzuſetzen. Der 
hiernach verbleibende Betrag bildet den für die Erbtheilung und 3 für die 
Berechnung der Abfindung der Miterben maßgebenden Werth des Landgutes. 


g. 21. 


Hat der Eigenthümer eines Landgutes eine Wittwe hinterlaſſen, mit welcher 
er in Errungenſchaftsgemeinſchaft nach altheſſiſchem Rechte gelebt hat, ſo beſtimmt 
der Familienrath nach pflichtmäßigem Ermeſſen unter Berückſichtigung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Gutes und der Vermögensverhältniſſe der Wittwe, ob und welcher 
Einſitz und Auszug derſelben von dem Gutsübernehmer zu gewähren iſt. 
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F. 22. 


Der Gutsübernehmer iſt verpflichtet, ſeine Miterben zu erziehen und ihnen bis 
zum vollendeten fünfzehnten Jahre Einſitz und angemeſſenen Unterhalt zu Vaduz 
Dieſer Anſpruch erliſcht, wenn ihnen auf Verlangen ihres geſetzlichen Vertreters 
ihre Abfindung mit vier Prozent verzinſt oder ausbezahlt wird. Die Auszahlung 
kann jedoch vor eingetretener Großjährigkeit oder Verheirathung nur verlangt 
werden, wenn der Miterbe das Landgut zur Wahl eines anderweiten Lebens⸗ 
berufes verläßt. 

Auch nach vollendetem fünfzehnten Jahre behalten die Miterben das Recht des 
Einſitzes bis zur erlangten Großjährigkeit oder früher eintretenden Verheirathung. 

Gebrechlichen und kranken Miterben hat der Gutsübernehmer im Bedürfniß⸗ 
falle bis zu ihrem Tode, ſofern ſie nicht die Auszahlung ihrer Abfindung ver⸗ 
langen, Einſitz, Koſt und Verpflegung zu gewähren. So lange ſie von dieſem 
Rechte Gebrauch machen, findet eine Verzinſung der Abfindung nicht ſtatt. Haben 
ſie von dieſem Rechte bis zu ihrem nach erlangter Großjährigkeit erfolgten Tode 
Gebrauch gemacht und weder einen erbberechtigten Ehegatten noch Kinder hinter⸗ 
laſſen, ſo erliſcht ihr Anſpruch auf Abfindung zu Gunſten des Gutsübernehmers. 

Der Familienrath iſt befugt, die im Abſatz 1 bis 3 beſtimmten Verpflich⸗ 
tungen des Gutsübernehmers zu erhöhen oder herabzuſetzen. 


F. 23. 


Im Geltungsbereiche der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 erſetzt der 
Beſchluß des Familienrathes in gerichtlicher Ausfertigung die Auflaſſung. Die 
Betheiligten können verlangen, daß ihre Anſprüche gegen den Gutsübernehmer 
(§§. 21, 22, 28) durch Eintragung im Grundbuche ſchergeſelt werden. 

Im Bezirke des Amtsgerichts Vöhl bildet der Beſchluß des Familienrathes 
in gerichtlicher Ausfertigung einen zur Eintragung in das Mutationsverzeichniß 
geeigneten Erwerbstitel. Den Bethellgten ſteht wegen ihrer Abfindungen ein 
geſetzlicher Hypothekentitel zu, welcher auf deren Verlangen einzutragen iſt. 


$. 24. 


Wenn das Landgut ſich im Miteigenthum der Ehegatten befindet, fo ver- 
bleibt die Verwaltung dem längſtlebenden Ehegatten, und erſt bei deſſen Tode 
erfolgt die Beſtimmung des Gutsübernehmers. 5 

Der längſtlebende Ehegatte iſt jedoch befugt, mit Zuſtimmung der Erben 
des verſtorbenen Ehegatten, eventuell des Familienrathes ($. 14 beziehungsweiſe 
§§. 15 ff.) das Landgut ſchon bei Lebzeiten auf einen der gemeinſchaftlichen 
Nachkommen I übertragen. 

Im Uebrigen kann das Miteigenthum zwiſchen dem längſtlebenden und den 
Kindern als Erben des verſtorbenen Ehegatten nur mit gegenſeitiger Zuſtimmung 

(Nr. 9224.) 


* 


oder auf Beſchluß eines nach Maßgabe des $. 16 zu berufenden Familienrathes auf⸗ 
gehoben werden. Hiervon abgeſehen, können einzelne Erben nur die Auszahlung 
einer nach Maßgabe der $$. 19 und 20 von dem Familienrathe feſtzuſetzenden 
Abfindung verlangen. 

Der dritte Abſatz des $. 12 findet auch auf das Miteigenthum und die 
an deſſen Stelle tretenden Anſprüche des längſtlebenden Ehegatten mit der Maß⸗ 
gabe Anwendung, daß vor dem Tode des verſtorbenen Ehegatten erworbene Rechte 
Dritter unberührt bleiben. 


$. 25. 


Steht das Landgut im alleinigen Eigenthum eines Ehegatten, jo erfolgt 
nach deſſen Tode die Beſtimmung des Gutsübernehmers erſt dann, wenn dem 
anderen Ehegatten ein Nießbrauchs⸗ oder Verwaltungsrecht an dem Landgute nicht 
mehr zuſteht. Das pie zwiſchen den Kindern des verſtorbenen Che- 
gatten kann, folange ein Nießbrauchs⸗ oder Verwaltungsrecht des überlebenden 
Ehegatten beſteht, nur mit gegenſeitiger Zuſtimmung und mit Einwilligung des 
überlebenden Ehegatten aufgehoben werden. 

Die Beſtimmungen im erſten und zweiten Abſatze des F. 24 finden auf den 
Ehegatten, welchem das Nießbrauchs- oder Verwaltungsrecht an dem Landgute 
oder an einem Theile deſſelben zuſteht, entſprechende Anwendung. 


$. 26. 


Hat ein von mehreren Nachkommen beerbter Eigenthümer mehrere Land» 
güter hinterlaſſen, fo hat in Ermangelung einer Vereinbarung der Betheiligten 
der Familienrath darüber zu entſcheiden, ob und unter welchen Bedingungen die 
mehreren Landgüter nur von einem Erben oder jedes einzelne Landgut von einem 
der Erben zu übernehmen ſind. 

Liegen die Landgüter in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte, ſo hat 
das Oberlandesgericht zu beſtimmen, bei welchem Amtsgerichte der Familienrath 


zu bilden iſt. 
$. 27. 


Das Recht der Eigenthümer, über das Landgut unter Lebenden und von 
Todeswegen zu verfügen, wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


$. 28. 


Diejenigen, welche über das Landgut letztwillig verfügen können, find be 
fugt, in einem Teſtamente oder in einer gerichtlich oder notariell oder vom Orts⸗ 
vorſtande beglaubigten Urkunde die Anwendung der §§. 12 bis 26 auszuſchließen, 
unter den Miterben diejenige Perſon zu beſtimmen, welche zur Uebernahme des 
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Landgutes oder der mehreren Landgüter berechtigt ſein ſoll, ſowie die in den 
— 5 und 22 erwähnten Beſtimmungen anſtatt des Familienrathes ſelbſt zu 
treffen. 

In gleicher Weiſe kann vorbehaltlich des Pflichttheilrechtes der Betheiligten 
beſtimmt werden, zu welchem Betrage der Gutswerth bei der Erbtheilung an- 
gerechnet werden, daß und in welcher Höhe der Gutsübernehmer bei der Theilung 
ein Voraus erhalten oder in einer ſonſtigen Weiſe bevorzugt werden ſoll. 

Die vom Ortsvorſtande beglaubigte Urkunde iſt ſtempelfrei. 


F. 29. 


Für die Berechnung des Pflichttheiles der Miterben, welche das Landgut 
nicht übernehmen, iſt der auf Antrag des Pflichttheilberechtigten von dem 
Familienrathe nach Maßgabe der $$. 15 bis 21 feſtzuſetzende Werth des Land— 
gutes maßgebend. 


$. 30. 


Der in dem vormals Kurheſſiſchen ſogenannten Oberfürſtenthum Heſſen den 
Kindern im Falle der Anlegung eines abgeſonderten Haushaltes gegen ihren Vater 
zuſtehende Anſpruch auf Herausgabe der Hälfte des von der verſtorbenen Mutter 
hinterlaſſenen Vermögens tritt, ſofern zu dieſem Vermögen das Eigenthum oder 
Miteigenthum an einem Landgute gehört, in Anſehung des letzteren und ſeines 
Zubehörs außer Kraft. 


F. 31. 


Die in den $$.12 bis 29 enthaltenen Beſtimmungen finden nicht An⸗ 
wendung: 


1) wenn die bei der Erbtheilung betheiligten Perſonen nicht allein Eigen⸗ 
thümer des Landgutes find; 


2) wenn das Landgut beim Tode des Erblaſſers in Folge von Ver⸗ 
änderungen, welche nach der Eintragung des Landgutes in die Rolle 
ſtattgefunden haben, nach $. 1 Abſatz 2 nicht eintragungsfähig ge⸗ 
weſen wäre; jedoch kommt der Mangel eines Wohnhauſes zur Zeit des 
Todes des Erblaſſers nicht in Betracht, wenn dieſer Zuſtand alsdan 
noch nicht zwei Jahre gewährt hat. f 


$. 32. 


Für jede Eintragung und für jede Löſchung in der Rolle, einſchließlich 
der darüber dem Eigenthümer zu machenden Mittheilung, wird eine Gerichts— 
gebühr von drei Mark erhoben, inſoweit nicht in den $$. 5 bis 7 etwas An- 
deres beſtimmt iſt. g 
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Die Anträge zur Rolle ſind einer Stempelabgabe nicht unterworfen. 

Erbtheilungen, welche nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes erfolgen, ſind 
frei vom Kaufſtempel. 

N $. 33. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1887 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 1. Juli 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Scholz. 
Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9225.) Geſetz, betreffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen 
und die Gründung neuer Anſiedelungen in der Provinz Hannover. Vom 
4. Juli 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 


I. Vertheilung der offentlichen Laſten bei Grundftüdstheilungen. 


§. 1. 

Hinſichtlich der Vertheilung der öffentlichen Laſten, welche bei der Ablöſung 
grund- und gutsherrlicher Laſten, bei Gemeinheitstheilungen und Verkoppelungen 
erforderlich wird, und hinſichtlich der Vertheilung der Grundſteuer verbleibt es bei 
den beſtehenden Vorſchriften. 

Die Vertheilung der zu den Zwecken der Deich-, Meliorations-, Wald— 
genoſſenſchafts- und ähnlichen Verbände aufzubringenden Abgaben und Leiſtungen 
ſteht den genannten Verbänden nach Maßgabe ihrer Verfaſſung zu. 


854 


Der Vertheilung nach dieſem Geſetze unterliegen nur die der Königlichen 
Rentenbank, ſowie die dem Domänenfiskus zuſtehenden Renten und, vorbehaltlich 
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der Beſtimmungen in F. 10, die aus dem Kirchen-, Pfarr-, Schul- und Ge 
meindeverbande entſpringenden Abgaben und Leiſtungen, ſofern ſolche auf dem 
Grundbeſitze haften oder mit Rückſicht auf Grundbeſitz zu entrichten ſind. 
Sobald eine Vertheilung nach dieſem Geſetze endgültig ſtattgefunden hat, 
iſt jedes Trennſtück nur für die auf daſſelbe vertheilten Laſten der vorbezeichneten 
Art verhaftet. 
$. 3. 


Die Vertheilung der im $. 2 bezeichneten Laſten iſt nach dem Maßſtabe der 
Grund» und Gebäudeſteuer zu bewirken. 

Falls dieſer Maßſtab nicht anwendbar iſt oder von dem Verhältniſſe des 
Ertrags⸗(Nutzungs⸗) werthes der einzelnen Theilſtücke erheblich abweicht, jo iſt 
deren beſonders zu ermittelnder Ertrags⸗(Nutzungs⸗) werth der Vertheilung zu 
Grunde zu legen. Hierbei ſind die für die Grund- und Gebäudeſteuer beſtehenden 
Vorſchriften zum Anhalt zu nehmen. 


$. 4. 
Die Vertheilung der Renten ($. 2) erfolgt durch den Kataſterkontroleur, 
welcher den Vertheilungsplan entwerfen und den Betheiligten bekannt machen muß. 
Innerhalb zwei Wochen nach der Bekanntmachung ſteht den Betheiligten 
die Beſchwerde offen. 
Dieſelbe iſt ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll bei dem Kataſterkontroleur 
anzubringen. ss 


Die Betätigung des Rentenvertheilungsplanes und die endgültige Entſchei⸗ 
dung über die angebrachten Beſchwerden erfolgt durch 
a) die Direktion der Rentenbank hinſichtlich der dieſer Bank zuftehenden 
enten 
b) die Domänenbehörde hinſichtlich der Domänenrenten. 


$. 6. 

Zum Erſatze für die dem Kataſterkontroleur erwachſenden Geſchäftsunkoſten 

haben die Trennſtückserwerber nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters eine 
Gebühr zu entrichten, welche höchſtens eine Mark für jedes Trennſtück beträgt. 

Außerdem ſind dem Kataſterkontroleur von denjenigen Trennſtückserwerbern, 

in deren Intereſſe Ermittelungen an Ort und Stelle lediglich wegen der Renten- 

vertheilung erforderlich werden, nach Verhältniß der Rentenantheile die geſetzlichen 

Tagegelder und Reiſekoſten zu vergüten. 


5.17% 
Die aus dem Kirchen- und Pfarwerbande entſpringenden Laſten werden 
in evangeliſch-lutheriſchen Gemeinden durch den Kirchenvorſtand, in evangeliſch— 
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reformirten Gemeinden durch den Kirchenrath, in katholiſchen Gemeinden durch 
den Kirchenvorſtand, die aus dem Schulverbande entſpringenden Laſten durch den 
Schulvorſtand, die aus dem Gemeindeverbande entſpringenden Laſten durch den 
Gemeindevorſteher, in denjenigen Städten, auf welche die revidirte Hannoverſche 
Städteordnung Anwendung findet, durch den Magiſtrat vertheilt. 


$. 8. 


Der Kataſterkontroleur hat bei jeder Grundſtückstheilung, falls nicht einer 
der Fälle des $. 10 vorliegt, eine Abſchrift des beſtätigten Rentenvertheilungsplanes, 
oder, wenn ſolcher nicht aufzuſtellen war, einen Auszug aus den Grundſteuer⸗ 
fortſchreibungs-Protokollen nebſt den erforderlichen Angaben hinſichtlich der Ge⸗ 
bäudeſteuer, dem Landrathe, in Stadtgemeinden dem Magistrate, zu überſenden. 
Dieſe ſtellen, wenn Laſten der im $. 7 gedachten Art zu vertheilen find, jedem 
der zur Vertheilung berufenen Organe eine Abſchrift der bezeichneten Schriftſtücke zu. 


F. 9. 


Die Vertheilung (F. 7) wird in urkundlicher Form feſtgeſetzt. Sie iſt den 
Betheiligten und, wenn Patronatslaſten zur Vertheilung kommen, auch der Pa⸗ 
tronatsaufſichtsbehörde bekannt zu machen. 

Innerhalb zwei Wochen nach der Bekanntmachung ſteht den Betheiligten 
und der Patronatsaufſichtsbehörde die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren offen. 

Dieſelbe iſt bei dem Kreisausſchuſſe, in Stadtgemeinden bei dem Bezirks— 
ausſchuſſe anzubringen. 

$. 10. 

Der Vertheilung nach dieſem Geſetze bedarf es hinſichtlich der im $. 7 ge 
nannten Laſten nicht, wenn dieſelben: 

a) auf Gebäuden, Bauplätzen, Hofſtellen oder Gärten innerhalb einer 

Stadt oder Vorſtadt ruhen, oder wenn ſie 

b) von dem Beſitzer eines jeden Grundſtücks ohne Rückſicht auf deſſen Be 
ſchaffenheit oder Größe, oder 

e) nach Verhältniß der Staatsſteuern aufzubringen ſind, 

d) wenn im Falle der Vertauſchung von Grundſtückstheilen deren Eigen⸗ 
thümer, unter Zuſtimmung der Abgabenberechtigten beziehungsweiſe 
der im F. 7 bezeichneten Vorſtände, in die wechſelſeitige Laſtenüber⸗ 
tragung auf die Tauſchſtücke willigen. 


b. 11. 


Streitigkeiten über die Exiſtenz, den Umfang oder die rechtliche Natur der 
zu vertheilenden Abgaben und Leiſtungen verbleiben der richterlichen Entſcheidung, 
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ſoweit nicht gemäß der $$. 18, 34, 44 und 46 des Geſetzes über die Zuſtändig⸗ 
keit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 
(Geſetz-Samml. S. 237) die Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren zu er⸗ 
folgen hat. Wenn vor der richterlichen Entſcheidung die Vertheilung nicht bewirkt 
werden kann, ſo iſt hinſichtlich der Renten die beſtätigende Behörde, ſonſt der 
Kreisausſchuß, in Stadtgemeinden der Bezirksausſchuß befugt, über die Ver⸗ 
theilung eine vorläufige Feſtſetzung zu treffen, gegen welche eine Berufung nicht 
ſtattfindet. 8 
Be 


Die in Gemäßheit dieſes Geſetzes über die Vertheilung von Laſten 
getroffenen endgültigen und die nach $. 11 getroffenen vorläufigen Feſtſetzungen 
ſind im Verwaltungswege vollſtreckbar. 


$. 13. 


Das Geſetz findet auch auf diejenigen Grundſtückstheilungen Anwendung, 
bezüglich deren eine Laſtenvertheilung vor Erlaß dieſes Geſetzes noch nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. 


II. Gruͤndung neuer Anſiedelungen. 


$. 14. 


Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft ein Wohnhaus 
errichten oder ein ſchon vorhandenes Gebäude zum Wohnhauſe einrichten will, 
bedarf einer von der Ortspolizeibehörde zu ertheilenden Anſiedelungsgenehmigung. 
Vor deren Aushändigung darf die polizeiliche Bauerlaubniß nicht ertheilt werden. 

Die Anſiedelungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnhäuſer, welche 
in den Grenzen eines nach dem Geſetz vom 2. Juli 1875 feſtgeſtellten Be 
bauungsplans, oder welche auf einem bereits bebauten Grundſtücke im Zufammen- 
hange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder eingerichtet werden ſollen. 

Zu den Wohnhäuſern im Sinne dieſes Paragraphen gehören auch die aus 
Holz, Torf, Stroh, Soden oder anderen geringen Baumaterialien angefertigten 
Unterkunftsſtätten, ſofern dieſelben nicht nur voruͤbergehend, z. B. für die Dauer 
einer beſtimmten Arbeit, zum Aufenthalte, ſondern dauernd zu einer Wohnung 
für Menſchen dienen ſollen. 21. 


Die Anſiedelungsgenehmigung iſt zu verſagen, wenn nicht nachgewieſen iſt, 
daß der Platz, auf welchem die Anſiedelung gegründet werden ſoll, durch einen 
fahrbaren, jederzeit offenen Weg (beziehungsweiſe durch eine Schifffahrtsſtraße) 
zugänglich, oder daß die Beſchaffung eines ſolchen Weges geſichert iſt. Wenn 
nur der letztere Nachweis erbracht werden kann, fo iſt bei Ertheilung der An— 
ſiedelungsgenehmigung für die Beſchaffung des Weges eine Friſt zu beſtimmen, 
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nach deren fruchtloſem Ablaufe das polizeiliche Zwangsverfahren gegen den An⸗ 
ſiedler eintritt. Auch zur Erhaltung der ununterbrochenen Zugänglichkeit der 
Anſiedelung iſt die Anwendung des polizeilichen Zwangsverfahrens zuläſſig. 

Von der Bedingung der Zugänglichkeit durch einen fahrbaren Weg kann 
unter beſonderen Umſtänden abgeſehen werden. 

Die Anſiedelungsgenehmigung iſt ferner zu verſagen, wenn und ſo lange 
die Gemeinde-, Kirchen- und Schulverhältniſſe der Anſiedelung nicht in einer dem 
öffentlichen Intereſſe und den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Weiſe ge: 
ordnet ſind. 

In den Moordiſtrikten iſt die Genehmigung außerdem zu verſagen, ſo lange 
die Entwäſſerung des Terrains, auf welchem die Anſiedelung ſtattfinden ſoll, nicht 
geregelt iſt. ö 

§. 16. 


Die Anſiedelungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn gegen die An- 
ſiedelung von dem Eigenthümer, dem Nutzungs- oder Gebrauchsberechtigten oder 
dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks oder von dem Vorſteher des Ge— 
meinde⸗ (Guts⸗) bezirks, zu welchem das zu beſiedelnde Grundſtück gehört, oder 
von einem der Vorſteher derjenigen Gemeinde- (Guts) bezirke, an welche daſſelbe 
grenzt, Einſpruch erhoben und der Einſpruch durch Thatſachen begründet wird, 
welche die Annahme rechtfertigen, daß die Anſiedelung den Schutz der Nutzungen 
benachbarter Grundſtücke aus dem Feld- oder Gartenbau, aus der Forſtwirthſchaft, 
der Jagd oder der Fiſcherei gefährden werde. 


$. 17. 


Vor Ertheilung der Anſiedelungsgenehmigung find die betheiligten Gemeinde: 
(Guts-) vorſteher ($. 16) von dem Antrage in Kenntniß zu ſetzen. Dieſe haben 
den Antrag innerhalb ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) auf ortsübliche Art mit dem 
Bemerken bekannt zu machen, daß 9000 den Antrag von den Eigenthümern, 
e „Gebrauchsberechtigten und Pächtern der benachbarten Grundſtücke 
innerhalb einer Präflufiofrift von zwei Wochen bei der Ortspolizeibehörde Ein- 
ſpruch erhoben werden könne, wenn der Einſpruch ſich durch Thatſachen der im 
$. 16 bezeichneten Art begründen laſſe. 

Die erhobenen Einſprüche ſind von der Ortspolizeibehörde, geeignetenfalls 
nach Anhörung des Antragſtellers und derjenigen, welche Einſpruch erhoben haben, 
ſowie nach Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. 


. 18. 


Die Verſagung der Genehmigung auf Grund des $. 15 oder auf Grund a 
erhobener Einſprüche ($. 16), ſowie die Zurückweiſung der gegen die Anſiedelungs⸗ 
genehmigung erhobenen Einſprüche erfolgt durch einen Beſcheid der Ortspolizei⸗ 

ehörde, welcher mit Gründen zu verſehen und dem Antragſteller, ſowie denjenigen, 
welche Einſpruch erhoben haben, zu eröffnen iſt. 


— ww 


Gegen den Beſcheid fteht dem Antragſteller, ſowie denjenigen, welche Ein- 
ſpruch erhoben haben, innerhalb zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreit— 
verfahren offen. 

Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. 


$. 19. 


Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft eine Kolonie 
anlegen will, hat dazu die Genehmigung des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen 
der Ortspolizeibehörde, zu beantragen. 

Mit dem Antrage iſt ein Plan vorzulegen, in welchem, unter Beifügung 
einer Situationszeichnung, die im öffentlichen Intereſſe für die Kolonie erforder⸗ 
lichen Anlagen nach Umfang und Art ihrer Ausführung darzulegen ſind, die 
künftige Unterhaltungspflicht für dieſe Anlagen feſtzuſtellen und endlich nachzuweiſen 
iſt, daß die nöthigen Mittel zur ordnungsmäßigen Ausführung und dauernden 
Unterhaltung derſelben vorhanden ſind. 

Soweit zur Herſtellung dieſer Anlagen die anderweite Genehmigung einer 
Staatsbehörde geſetzlich erforderlich iſt, iſt gleichzeitig die Ertheilung dieſer Ge— 
nehmigung nachzuweiſen. 

$. 20. 


Hinſichtlich der Genehmigung zur Anlegung einer Kolonie finden die Be 
ſtimmungen der $$. 15 bis 17 entſprechende Anwendung. 

Die Genehmigung iſt auch dann zu verſagen, wenn der mit dem Antrage 
vorzulegende Plan nicht den Anforderungen des N 19 Abſatz 2 und 3 entſpricht. 
Zur Ausführung und dauernden Unterhaltung der im öffentlichen Intereſſe für 
die Kolonie erforderlichen Anlagen iſt nach ertbeilter Genehmigung die Anwendung 
des polizeilichen Zwangsverfahrens dean 

Gegen den, die Ertheilung oder Verſagung der Genehmigung betreffenden 
Beſcheid, welcher mit Gründen zu verſehen und dem Antragſteller, ſowie den 
jenigen, welche Einſpruch erhoben haben, zu eröffnen iſt, ſteht Letzteren, ſowie 
dem Antragſteller ; 

bei Beſcheiden des Kreisausſchuſſes der Antrag auf mündliche Ver⸗ 
handlung im Verwaltungsſtreitverfahren, 


bei Beſcheiden der Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes die Klage bei 
dem Bezirksausſchuſſe innerhalb zwei Wochen offen. g 


$. 21. 


Wer vor Ertheilung der vorgefchriebenen Genehmigung mit einer neuen 
Anſiedelung oder der Anlegung einer Kolonie beginnt, wird mit Geldſtrafe bis 
150 Mark oder Haft beſtraft. Auch kann die 5 die Weiter⸗ 
führung der Anſiedelung oder Kolonie verhindern und die Wegſchaffung der 
errichteten Anlagen anordnen. a 
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III. Schlußbeſtimmungen. 


§. 22. 

Das Verfahren nach dieſem Geſetze, einſchließlich der ertheilten Genehmigungen, 

iſt ſtempelfrei. t 
§. 23. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1887 in Kraft. Von 
dieſem Zeitpunkte ab ſind ſämmtliche entgegenſtehenden Beſtimmungen auf⸗ 
gehoben, insbeſondere diejenigen der Landtagsabſchiede vom 10. Oktober 1601 und 
3. April 1639, des Urbarmachungsedikts für Oſtfriesland und das Harlingerland 
vom 22. Juli 1765 und des F. 55 des Landesverfaſſungsgeſetzes vom 6. Auguſt 
1840 (Hannoverſche Geſetz-Samml. ©. 141). 

Diejenigen anderweiten Beſtimmungen, welche die Errichtung von Gebäuden 
in der Nähe von Forſten, Eiſenbahnen, Chauſſeen, öffentlichen Gewäſſern, 
Strömen, Kanälen, Deichen, Bergwerken, Pulvermagazinen und anderen Anlagen 
polizeilichen Beſchränkungen unterwerfen, werden von dem gegenwärtigen Geſetze 
nicht berührt. 

$. 24. 


Die zuſtändigen Miniſter ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. Juli 1887. 


(L. 8. Wilbelm. 


v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher—. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


